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ARBE I TSGRUPPE "Wirtschaftspol itlk" 

Ich möchte eingangs auf eine Beobac~tung ver~eisen. die Sie sozusa­
gen al~ stehende Meinung über' die Sozialdemokratie seit vielen Jah­
ren und Jahrzehnt~n hören können, eine Meinung,. die auch gegenwärtig 
wieder diskutiert wird." Es handelt sich dabei um die Vorstellung, daß 
es der SPO, vergl1chen mit anderen'Parteien, an wirtschaftspo-litischer 
Kompetenz fehle. Wie immer man den Wahrheitsgehalt dieset Meinung be­
urteilen mag, es zeigt sich hier eine relativ permanente Wahr-

nehmung der SPD durch die Öffentlichkeit, für die es eigentlich in 
der Geschichte dieser Partei nur ei~e Ausnahmeperiode gab, und das 
war die Zeit'zwischen 1966 bis etwa 1972/73, also die Zeit, i~.~er 

Karl Schiller Wirtschaftsminister war. Ansonsten wurde und wird der 
SPD in der Öfferttlichkeit ein Oefizi~ an wirtschaftspolitischem Sach­
verstand beigemessen. Ob diese Wahrnehmung tatsächlich ge~echtfertigt 
ist, werden wir vielleicht noch anhand einer kurzen summarischen Dar­
stellung des neuen wirtschaftspolitischen Leitantrags der SPD z~m 

Münsteraner Parteitag sehen können. 

Daß die SPD ihr Schwergewicht traditionell ni~ht in der Wirtschafts­
politik hat, hängt natürlich mit der Geschichte dieser Partei - ihrer 
langen Tradition von 125 Jahren, mit den Voriäufern sogar 150 Jahren 
- zusammen. Diese Tradi~ion war natürlich histbrisch nicht aus dem 
Bemühen gespeist, die Wirtschaft per se effizienter zu machen. Das 
brauche ich im einzelnen nicht auszuführen. Der Ausgangspunkt der 
SPD oder allgemeiner der Arbeiterbewegung war natürlich der, den ich 
hier einmal vereinfachen~ als Elend der Arbeiterschaft im 19. Jahr­
hundert bezeichnen will~ Der Schwerpunkt dieser Bewegung war eindeu­
tig die "soziale Frage", nicht das Bemühen um wirtschaftliche Effi­
zienz. 

Zu Beginn wurde die weitgehende Ausblendung praktischer wirtschafts­
politischer Fragen noch dadurch begünstigt, ~aß sich die SPD zunächst 

in ihrer Programmatik sehr stark auf die Kritik der politischen 
Ökonomie von Karl Marx bezogen hat. Und über die kann man vieles 
- Positives wie Negatives - sagen. Nur eines ist gewiß: Sie ist 
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kein wirtschaftspolitisches Programm und will es auch nicht sein. 
Marx hat es ja bekanntlich explizit abgelehnt, WRezept~ fOr die 
GarkOche der Zukunft W zu schreiben. Mit dieser Festlegung entzog 
sich zwar M~rx ungerechtfertigter Kritik daran, daß er wenig zur 
praktischen Wirtschaftspolitik beizutragen hatte, aber das prakti­
sche Problem blieb - insbesondere für die SPD - offen. Denn eine 
Partei kann sich nicht so l~icht ~er Frag~ entziehen, ob s~e nicht 
doch Rezepte für die Garküche der Zukunft schreiben soll, und sei 
eS,auch nur, um mit einem derartigen Programm Wähler und damit po­
litischen Einfluß zu ge~innen. 

Bis in die Zeit der Weimarer Repu~lik hat sich dieser Zwiespalt bei 
der SPD nieder~eschlagen in ein$m Festhalten, zumindest auf de~ Ebe­
ne der Programmatik, an einem relativ orthodoxen marxistischen Welt­
bild, das von ~er gesehichtlitheo Notwendigkeit der sozialen Revolu­
tion ausging; gleichzeitig aber betrieb die SPD natürlich in den 
Parlamenten " auch praktisch~ Alltagspolitik, ~ie wenig ~it der revo­
lutionären Programmatik zu tun hatte. Man hat diese Einstellung der 
SPD anschauli~h als ·revolution~ren Aitentismus· bezeichnet. 

Eine Versöhnung des praktischen Alltagsgeschiftes mit der höheren 
Ebene der Progra •• atik hat eigentlich erät 1959 in Bad Godesberg 
stattgefunden. Godesberg wäre sicherlich nicht möglich gewesen ohne 
die verheerende Nied~rlage der SPO bei der Bundestagswahl 1~57. Die­
se Niederlage hat d~ne~, die icih jetzt einmal veteinfachend 'als 
Ma~kt~i~t8~haftler in der SPO dar.tellen will, eindeutig die Ober­
hand über ihre ·planwirtschaftlichen· Gegenspi~ler gegeben. Man kann 
das auch im zeitlichen Ablauf 'naehvollziehen, wenn man bei den vor-

" bereitenden Beratungen zu Godesberg beobachtet, wie sich die perlo­
nella Zusammen.etiung dAr Gremie~ und die Gewichte sehr stark- eben 
in Richtung ·soziale "Marktwirtschaft W - ver~chieben. Verglichen mit 
anderen Parteien, abe~ auch mit der etwa in den SPD-regierten Bun­

desländern seit 1949 praktizierten marktwirtschaftlichen Politik, 
erfolgte die prinzipielle Anerkenntnis einer marktwirt~chaftlichen 



- 86 -

Ordnung und eines reformistischen Kurses innerhalb derselben erst 
spät. sehr spät, eben mit dem Godesberger Programm von 1959. Die 
Liberalen hatten es leichter. da sie schon immer Marktwirtschaft 
auf ihr Programm geschrieben hatten. Auch die CDU hatte ihren 
Schwenk vom eher planwirtschaftlich orientierten Ahleri~r Programm 
von 1947 bis zum stärker marktwirtschaftlich beeinflußten Düssel­
dorfer Programm von 1949 bere~ts vollzogen - übrigens unter dem 
nachhaltigen Einfluß des späteren Wirtschaftsministers Erhard, 

der zu Beginn noch gar kein CD~-Parteimitglied gewesen war. Adenauer 
hat diesen dramatischen Wechsel von Ahlen zu Düsseldorf mit den Wor­
ten kommentiert, solche Programme seien ja nicht für die Ewigkeit 
geschriebe~. Nun. die Ewigkeit dauerte in diesem Fall knapp zwei 
Jahre, und ich ich will das nicht weiter kommentieren. sondern 
lieber Frau Merklein Gelegenheit zu einem Kommentar in dieser Frage 
geben. 

Eine zweite methodologische Vorbemerkung bezieht sich. auf die ~und­
sätzliche Schwierigkeit, der sich alle Parteien gegenübers~hen. näm­
lich auf das Problem, inwieweit wir Gesellschaft und Wirtschaft in 
die Zukunft hinein konstruieren können. Marx hat meiner Meinung nach 
etwas sehr Tiefes gesagt, wenn er .schrieb • . es sei ~icht seine Aufga­
be, Rezepte fÖr die Gafküch~ der Zukunft zu schreiben. Ich glaube~ 

. . 

das ist letztlich eine l~berale GrundÜberz~ugung. Ein überzeugter 
Liberaler wird nie bereit sein, die Ge.ellschaft vollkommen zu kon­
struieren. Auch die SPDha~ mit ihrem Qodesberger Progra.m sicher­
lich auf den Versuch und die Ve~suchung verzichtet, quasi ~ie G~sell­
schaft auf dem Reißbrett zu entwerfen. Sie ist aber andererseits auch 
nicht dem ultraliberalen Fehlschluß e~legen, man könne gar keine Leit­
bilder entwerfen, man könne sich gar keins Gedanken darüber ,achen, 
wie eine für richtig gehaltene Vorstellung in ;die Tat umgesetzt wer­
den soll. Es wurde gestern ja schon gesagt, daß die wirtschaftspoli­
tischenGrundvorstellungen der im Bundestag v~rtretenen Part~ien. 
vielleicht mit Ausnahme der Grünen. sich auf der Ebe~e de~ Programma­
tik doch in dem Sinne ähnlich sind. daß sie im Prinzip e~ne gemisch­
te Wirtschaftsordnung für die Bundesrepublik. vorseheni freilich unter-
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scheiden sich die Gewichte und die.Orientierungen. Und betrachtet 
man die in den letzten 40 Jah~en unter unterschiedlichen politischen 

Konstellationen praktizierte Wirtschaftspolitik,_ läßt sich auch kein 
guodsätzlicher Unte~schied auf der Ebene der PragMatik feststellen. 
Vielleicht liegt das daran, daß oftmals die FDP sowohl gegenüber der 
CDU wie auch gegenüber de~ SPD das "liberale Zünglein an der Waage" 
gespielt hat. Bei den Grün.n gibt e8 je noch k,eine festgefügten wirt­
schaftspolitischen Grundvorstellungen, · aber .auch dort ist mein Ein­
druck, daß .a.rktwirtschaftlic~e · Elentente an Bedeutung gewinnen. 

'Nun .ist .s sicherlich richtig, daß die $PD - und daran kann lIan euch 
Nachwehen ihrer ursprunglich sehr stark marxistisch geprägten Tradi­
tion seh.n ~ i •• er stärker'eine~, wenn auch nicht u~fass~nde~, Kon­
struktivis.us zugeneigt war, wohl 8U8 der tradierten Vorstellung 
heraus, daß •• ~polit'isches Han-delng'leichsamüber Progra.me, fest­
schreiben un~ stauern könnte. Das ist eine der Schwierigkeiten, · mit 
denen eichetiese Partei heruM.chlagen MUß. Un~ dies ist auch einer 
der Punkte, wo ich ~ls Wirtschaftawjssenschaftler eine gewis.e kri­
tischeDifferenz oder Di.t8nzsehe zu dieser Partei, der ich ~elbst 
angeh6~e und in der ich auch mitarbeite. Wäre es darum gegangen, 
einen "knallharten" Vertreter von SP.o-Positionen hier zu präsentie­
ren, dann hätte Herr Evers sicherlich je.and anderes ~inden .üssen. 
AberfOr ihn ~ot es sich natürlich en, mich ,trotz der ihm zuvor be­
kannten kritischen Distanz hierher zu bitten, denn ich bin hier 
gerade um die Ecke in Kassel tätig und zudem diesem Haus als neben­
amtlicher StOdienleiter verbunden. 'So hat er gesagt:komllen Sie d~ch 
einmal, und : ich bin halt geko •• en. Aber man hätte natürlich diese 
Diskussion .icherlich ~iel kontroverser gestalten können, wenn man 
an Meiner Stelle jemand anderen geholt hätte, der vielleicht diese 
•• thodologi.ch·en Proble.e mit eine. konstruktiven Entwurf von Geaell­
schaft und Wirtsehaf,t. die ich sehe, selbst nicht ' haben würde. 

Ich möchte -nun ganz konkret euf den wirtschafts- und beschäftigungs­
politischen leitantrag des Münsteraner Parteitag.kollmen. Im Rahmen 
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einer vorbereitenden Kommission habe ich selbst an de. Entwurf mit­
gewirkt. Der Antrag ist eigentlich relativ einfach gegliedert, und 
er nimmt den europäischen Binnenmarkt als Ausgangspunkt. Da6 man 
diesen europäischen Binnenmarkt 1992 sozusagen als Voraussetzung 
und Rahmen der weiteren Politik bereiche gewählt hat, halte ich für 

ganz richtig, denn damit hat sich die SPD zumindest prinzipiell 
auf der Höhe der Zeit gezeigt. Sie greift damit Fragen auf, die 
bereits in anderen Lindern schon sehr viel au.fOhrlicher diskutiert 
werden, a18 dies bisher bei uns in der Bu'ndesrepublik der Fall ge­
wesen ist. Man könnte nun vieileicht einwenden - aber das ist nicht 
~eine; sondern eher Frau Merkleins Aufgabe -, daß aus dieser Voraus­
setzung "Binnenmarkt" wohl ni~ht in jedem Einzelfall die richtigen 
SchlOsse gezogen worden sind. Aber grundsätzlich .öchte ich fest­
stellen: Die hier erhobene Forderung nach der Verwirklichung des 
europäischen Binnenmarktes als konzeptionelle Voraussetzung des gan­
zen Antrags halte ich fOr einen großen Fortschritt, und es hat .ich 
sehr gefreut, daß man .ich auch in MOnster d.fOr entschieden hat. 
Ich stimme auch vollkommen Oberein mit der~leichzeitig erhobenen 
Forderung, daß dieser gemeinsame Markt eben nicht nur eine ge.ein­
same Wirtschaftsordnung, sonder,n auch eine ge.einsa •• Sozialordnung 
verwirklichen soll . Dieser Meinung ist Dbrigensa~ch der EG-Prisi­
dent Jacques Delors. Es geht also dabei um ··die Verwirklichung eines 
gemeinsamen Binn.enmarktes auch auf der Ebene der Arbeitsbeziehullgen. 
der Arbeitsschutzrechte und der Arbei.tnehmerpartiz ipation. 

Die zweite Formulierung~ daß die nationalen Chancen umfass.nd ge­
nutzt werden sollen, ist zunächs' relativ allge •• in, wird aber dlnn 
doch konkretisiert. Diese Operationaliaierung geschieht mit in.ge~ 
samt wohl acht Forderungen. Die erst • . Forderung ist dabei ein key­
ne'sianisches Sofortprogramm gegen Massenarbeitslosigkeit ~ Wesentli­
cher Bestandteil dieses SOfortprogra •• s ist die U.setzung des von 
der SPD ja schon seit längerem in die Diskussion eingebrachten Son­
der vermögens "Arbeit und Umwelt" • . Auf dieses umweltpolitische Pro­
gramm will ich hier nicht im Detail eingehen, sondern nur die Grund­
idee skizzieren: Ober ein staatlich initiiertes Programm und daraus 
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abgeleitete priv~twirtschaftliche Folge.aBnah •• n sollen Investitio­
nen in Höhe von inagesamt 20 Milliarden : DM jlhrlich zugunsten der 
UMwelt mobilisiert werden: der gröBere Teil der ataatlichen 
F~nanz.asse sollen dabei nichtSteuerll1ttel. sondern auf deM ~api- . 

taillarkt aufgenom ... ne Kredite sein. Natürlich : Wer von .Ihnen Öko­
nOM ist und in den letzten Jahren Ökonomie studiert hat. dem fällt . 
natOrlich an dieser Stell. sofort der Ein~and des ·crowding out· 
e1n~ ' alsodr. Möglifhke1t einer Verdr'lngung privater durch staat~ 
licheK~edite infolge steigehden Zinsniveaus. Diese Frage MOBte 
vi.ellelcht noch diskutiert wertfen, aber dezu wird ja gegebenenfalls 
Frau Merklein Stellung neh.eri. 

Dia zweit~ Fo~derung, die in der ,beratenden KOMmi.sion auch ganz 
unstrittigwar" zielt auf die steuerliche Entlastung einko •• ens- ' 
schwacherG:rupp~n} hin.b.i denen die ' Konsu.quote hoch und da.it 
die ,induzierte Nachfrag_belebung besonders ausgeprägt ist. Oab .. i 
geht es nicht , nuru. eine traditioneli .... k~.rn.sianischeVorstellut:lg. 
~ondern auch um eine in der SPD durchgängig vertretene Kritik an 

' der gegenwärtig durchgeführten Steuerreform: So wie diese Steuer­
~e 'for·. geg~nwirtig praktiziert wird. wird .. sie von der SPD. aber auch von 
.eit,n: Tecile,n der Bevölkerung als ungerecht •• pfunden. Die Kritik wen­
det ~i~ nicht dagegen; daß man versuc;ht, durch eine Steuerreform der 

schle_ic,hen~n Steigerung des Steatsanteils all Sozialprodukt Einhalt 
zug.bi,e.ten. 8CU)dern dagegen, daß lI(ln ,dies zu~unsten ohnehin ein-
ko ••• n8.tarkerGrupp,n un~ daait zUllindest relativ zu Lasten ein-
kOIl •• nsschw8c~er GruPpen tut. Diese Forderung erscheint Mir sowohl 
in wi~tsch.fts- eIs auch in sozialpolitischer Hinsicht besonders be­
gründet. 

Der dritte Punkt des Forderu~gskatalogs enthält eine ·Zukunftsini­
tiativeMontanregionen" und ein "Zukunfsprogra •• Küsie R

• Die Ein~ 
zelheiten dieser beiden Teilprogramme k~nne ich nicht. Weitere 'Ele­
•• nt. aindMitteJ für Stidtebauförderung. Dorferneuerung, ,Wohnungs­
bau \fn,d -.odernisierung, EJ1ergiesparen und Verkehr.verbesserung. -
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Zum Teil fließen hier Vorstellungen ein, wie sie ja auch jatzt ~on 
der Bundesregierung im·Z~all.enh.ang mit der Unterbringung von Aus­
siedlern formuliert worden sind. Ich denke, in diesem Bereich dürf­
te kein entscheidender Differenzpunkt zwischen den beid.n großen 

Parteien zu finden sein. 

Als weitere Forderung wird die Entlastung der Gemeinden von Kosten 

für Sozialhilf8lei8tu~gen p08tuliert~ Das ist eine .ic~.rlich b,­
rechtigte Forderung, die jedoch noch der konkreten ' Ausgestaltung 
bedarf, um praktisch. umset~b8r zu werden~ 

Interessant ist der folgende Punkt:, Es wird die Einführung einer 
steuerbegünstigten Investitionsrücklage für kleinere und mittlere 
Unternehmen gefordert. Während die eau sich aus der tr8dition~11en 
Mittelstandspolitik zu verabschieden beginnt, hat nun die SPO ihr 
Herz für ,die kleineren undftittleren Unternehmen entderikt.Oa. ist 
ja eine durchaus inter~s.s~t~ Gewichtsverschiebung, die hier zu 
beobachten ist ·. , 

oiea ~at also das von der SPD geforderte Sofortpr~gramm; e~ be~teht 
aus vielerlei'El~menten, die aich z.T. auch mit de~ generellen Zie­
len deck~n, die im grundsätzlichen Teil d~~ Leit8htrags forMuliert 
werden. So wird etwa durch dieses Sofo:rtptograam auchd'er L&itge­
danke der ökologischen Erneuerung dttr Volk."irtschaft ber·.,·itsan­
gesprochen~ Dazu gibt es ja eine Aeihe von Vorschlägen ill Zusammen­
~ang mit dem Sondervermögen "Arbeit ' und Umw8lt- einerseits, ~nd 

andererseits gibt es noch darüber hinausgehende Vorstellungen Im 

Bereich der Umwelt, die insbesondere mit Namen und Person von 
Volker Hauff verbunden sind. 

Eine weitere grundlegende "Forderung des Leitantrags, der eine Stir- , 
kung privater und öffentlicher Investitionen verlangt, soll insbeson­
dere durchstauerliche Maßnahmen verwirklicht werde~. Man denkt vOr 
allem an steuerbegünstigte Investition$~ücklagen; ' ünd wie b~reit. 
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erwihnt, besonders für kleinere und mittlere Unternehme'n. Wenn ich 
es richtig sehei gibt es hierbei noch keinen u.setzungs~eifen Vor­
schlag für ein Pro'blem, das natürlich nicht nur innerhslb der SPO 
diskutiert wird und' das i. vergangenan Jahr noch von gr68erer Be­
deutuDg war 8ls gegenwArtig, nämlich: Wie kann IRan die Unternehmen 
daz~ brin9.~, daß .~e 1hr~ Gewinne nicht infinanzanlegen, wOMöglich 
in d."V.reinlgten Stl'sten.~ inv •• tieren, sondern in arbeitsplatz­
schaffende Projekte? DIS iat ein. g,enerelle 01s-kussion und eine 
weit über dieSfD~ hin.u. erhobene Forderung. Aber soweit ich sehe, 
ist. zur , Verwirklichungdies~r Forderung bisher noch kaum etwas Ope­

ration.le.~ iorg.schlagen ~orden. 

, D~t rilch~te ~unkt d&s wirts~haftspolitisch~n Leitantrags betrifft 
deh Ausbau privater" und' öffentlicher Dienstleistungen. Auch dies 
·ersch.i~i - ~lr ' 81s~~ne sehr j ~inrivolle Forde~ung; nur muß ich darauf 

hinwefrlen ,daß innerhalb der SPD die 'Mainungen darüber, inwieweit 
öffentliche Diltris'tle1atungen; vorran'gig ' a 'usge'~aut werden sollten, 
durch'aus; nicht" ungeteil tsi'nd. tch hebe kGrz11ch ' an ainer TaQung , 

in SSilbrOcken ; t~il'geno.llen, 'd~e08kar lafo'ntaine als g'eschiftsfüh­
render Vorsitzenderder ' Prograliakoll.ission geleitet hat. Dabei ging 
es u. die Zukunft des Fortschritts. Hierzeigte ' sich ein sehr brei­t._ ,Me'inungs.pektruII, als 'es UII die Frage ging, ' inwieweit man dem 

skandinavischen :Modell - Ausdehnung der öffentlichen' Die.,stleistun­
gen '- ' "folgen _011:-' Dort wird bekanntlich eine Beklmpfung der Ar-' 

beialosigkeit durch eine Ausweitung dar St.atstl~igkeit, durch Än~ ' 
derung des Steuerrec,hts, insbesondere die Abschaffung des Ehegatten­

splittinci's ,angestrebt ~ Let'z'ter'.s bietet Frauen einerseits stlr.kel'e 
,Anre'iz:eturErwerbstltigkeit, und auf der anderen Seit. w~rd dann 

ein ants"recnend.s Angebot an Kindertage8stitten,Kinderkrippen usw . 
• it'ent.prechendenArbeitsplltzen in diesem Bereich bereitgestellt, 
de. ' die •• " vertlehrte' Erwerbstätigkeit > von 'Frauen ermöglichen soli. 

Da.iat' Je. wenn ,ich es ' recht sehe, eir,. weaentlicheErklArung ' da­
für ',da6 in' den.kandin'8visch~n Ländern, insbesondere in Schweden, 
die 'A~b.itslo8lg;keit relat:i,.v niedrig gehalten worden ist. NatOr­
'lieh ist,: 'diea.rWeg"-der 'Ausdehnung ' ftffentlicher rH.enstleiatungen 
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mit erheblichen Kosten verbunden, von denen ich nicht wei8, ob sie 
in der Bundesrepublik politisch .getragen werden könnten. Interessa~ 
war nun, daß die Mein~ngen darüber, ob dieses Modell fOr die Bundes­
rep~blik wünschenswert sei, durchaus geteilt waren: Sie reichten von 
frenetischer Begeisterung bis hin zu ebenso entschlossener Ablehnung. 
Da habe ich gemerkt, daß die SPD,zumindest was die Heterogenität der 
Meinungen in diesem Punkt - Ausweitung der öffentlichen Dienstlei­
stungen - betrifft, eine echte Volkspartei ist. Ich wei8 allerdings 
nicht, ob ich das mit Erleicht~rung oder Sorge registrieren soll. 

Die nächste Forderung verlangt die Neuorientierung der Strukturpoli­
tik. Dazu wird nicht sehr viel gesagt, ich denke ledoch, in diesem 
Bereich müßte die SPD auch theoretisch weiterarbeiten. Sowe~t ich 
die wissenschaftliche Diskussion um Fragen der StrukturpQlitik ver­

folgt habe, sind die E~wartungen, ~ie man in sie Ende der 60er~nd 
Anfang der 70er Jahre gesetzt hat, heute jedenfalls innerhalb der 
Ökonomie eher bes.cheidaner geworden. Man ist heute etwas skepti­
scher hinsichtlich der damals vertrete~en Vorstellung, da8 man eine 
globale Steuerung durch eine s~ktoral und regional sehr fein diffe­
renzierte Strukturpol~tik ergänzen und verstärken könnte~, Das hei8t 
natürlich nicht, daß Struktur~olitik keinen Sinn .acht;nurau8 sie 
sich der Gefahr bewußt sein, d.8 sie häufig unter dem Einfluß po- ; 
li tischer Interessen von der Strukturgestaltung' zur Strukturerhal­
tung verkommen kann. 

Für besonders gelungen halte irih den nächsten Abschnitt, der die 
Qualifizierung der "enschen in der Arbeitswelt betrifft.Federfüh­
rend in dieser Frage war im wesentli-chen die Vizepräsidentin der 
Bundesanstalt für Arbeit, Frau Ursula Engeleri-Kefer. Men merkt hier, 
wenn Sie mir den Ausdruck gestatten, die Handschrift der Fachfrau. 
Ich bin in der Tat der Meinung, d.a8 natürlich ,nicht die Ar.beita­
losigkeit insgesamt, aber ein doch nicht unerheblicher Teil · davon, 
dadurch beseitigt werde~ könnte, daß man die Divergenz ~wischen 
dem Qualifikationsprofil der Arbeitskräftenachfrage und. des Arbeits-
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krifteangebots ver~ingert. Dies kann durch die hier vorgeschlagenen 
Qualifizierungsm~8riah.en gesch.h~ri. Allerdinga .u8 Man sich vor Qber­
triebenen Erwartu~gen hOten: Nicht 2 Millionen Arbeitslose können 
auf diese Art und Weise in, Lohn ~nd ~rot gesetzt werden, sondern 
vielleicht 200.000 bis 300.000. 

Nun ko~.en wi~ zu. letzt~n Punkt, derauch ' in , MOnster .ehr .trittig 
war: Solidarls~h. ~rbeitszeitpolitik fortsetzen. Konsens ist, daß 
dies durch ArbeitszeitverkOrzung gesc~ehen soll. Aber wie diese Ver­
kOrlung ,iM einteinen stattfindan soll und insbesondere,ob diese Ar­
beitszeitverkOrzungMit vollem L'ohnau.gleich erfolgen '011, das ist 
recht .u.stritten. Auch der Begriff das vollen Lohnau~lelchs ist 
bisher in dei politi8chen ' Di~kussioniuße~st 8chillerndgebraucht 
worden. Fragen Sie zehn ~L.ut.danach, was darunter zu ' ~erstehen 

i8t, 80 beko •• en Sie mindestens elf A~tworten. 

Frau ~erkleio" ~ie ha~en n8tijrlichrec~~ , _ mit ' Ihrem Zwischenruf, 
daß die~;r :~~gri~f~in~eutig defi~iert ist - aber 'das gilt nur 
fOr die ' wiss.ns~haitiirihe, nichtiOr' die politische Diskussion. 
i:chci~nke; aber : - und das ist n~n ' meine persönliChe _ Wertentschei­
dung-, d~8 die von O~kar Lafontaine ,eingenommene P~sition grund­
sätzlich sinnvoll ist, wenn e'r auf folgendes Problem hinweist: 
Wir mOs8en uns fragen, wie wi~ da& finanzieren können, wenn wi~ 
einerseits Arbeitszeit verkOrzen und andererseit8 den Faktor Ar­
beit: nicht -' ( ~eiter verteuern , wollen. ' lafontaine hat ja die Idee 
zurOci~~~ie~~~, ~~B man di$ ~rbeitszeit~erkOtzung Ober eine Umver­
teilung ' finanzieren soll, von' der lIa~ ja nicht weiB, wie sie durch­
zuset'Z.k' i.t'. 'Oe'8wegen hat $r . seinen Vorschlag :.. Entkoppelung von 
M~s~~~~~nn~tz~n~~~, B~tr~ebs- u~d Arb~it~~e~ten - C ge~~cht, ein Vor­
schl~g, wi~ ' die~e Finanzie~ung ausse~e~ könnte. Sein Argument lAßt 
sic~ also so darstellsn: Wenn wir riicht wollen, daß es zu lohnver­
zichten kommt, dann mOssen wir eben die Rentabilität der Unterneh­
lien durc~ be.ser~ Maschinennu~zungs~ei~en st'rk~n, damit der Kosteri­
fakt~~, : ~~r ja i~"~.r , ArbeitszeitverkOrzung steckt, dadurch wieder 
8ufg\afang'en ,: 'wird. lafantaine hat ja darOber hinaus auch "Ihnlich UII-
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strittene Vorschläge für den staatlichen Bereich unterbreitet, und 
zwar zur Frage möglicher Lohnsenkungen b~w. zum Verzicht auf Lohn­
steigerungen. Auf diese Vorschläge will ich hier nicht weiter ein­
gehan. 

Abschließend möchte ich 2ur Frage der solidarischen Arbeitszeitpoli­
tik folgendes sagen: Arbeitsieitverkürzung wird als zen~rales Mi~tel 
gesehen, und ich denke, daß sich tr6tz der heftigen Auseinanderset­
zungen, di~ es in die~er Frage gegeb.n hat, letztlich die Einsicht 
durchsetzen wird, daß eine solche Arbeitszeitverkürzung die erhoff­
ten positiven Beschäftigungswirkungen nur erbringen kann, wenn _an 
anderer S:t .elle eine Kostenentlastung stattfinden wird. Insofern lAuB 
ich Lafontaine rech~ geben, zugleich möchte ich aber d.ra~f hinwei­
sen, da,ß die~er Punkt derzeit in der SPD .noch strittig ,ist. 

Man sieht: Dieser Leitantrag ist insgesamt nicht sehr o~thodox und 
enthält auch einige für ~ie ~ewerkschaften schwierige Forderungen. 
Der folgende Abschni~~ über ~ie - e~deutu~g d~r G~werkschafte~. der 

die Solidarität der SPD mit den Gewerkschaft~n ~ymindest . deklama­

torisch aufnimmt, ist durchaus als kl~ines~ege~gewicht zu den 
eher "ökonomistischen" Perspektiven der vorangegangenen Punkte zu 
verstehen. 

Im folgenden wird .noch der Ausbau der aktiven Arbeitsmarktpolitik 
gefordert; das ist aber im Grunde nur di~ Wiederaufnahme dessen, 
was schon im Abschnitt über A~bei~nehm~rqualifikat~o~ postulier~ 
wurde. Zum Schluß geht es ~ann um die F;age einer $olidar~sche~ 
Finanzierung des Kampfes gegen die ~assenarbe~tslosigkeit; insbe­
son~ere wird eine Sicherung q~r Finanzierung für di~ Sundesanstalt. 
ftir Arbeit verlangt. 

Schli~ßlich wird noch die Vorstellung e~ner : Entlastun9 des ~~kt~rs 
Arbeit, insbesondere der .Lohnnebenkosteo, durch eine zwec~gebunde-
ne Energiebesteuerung konkretisiert. D~eser Vorschlag w.urde ursprüng-
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lich von einer Gruppe von Wirtschaftswissenschaftlern, zu denen ich 
auch gehörte, i. Rah.en des 8UNO-Arbeitskreises Wirtschaftsfragen 
erhoben und ist n~n in2wischen auch in SPQ-Gedankengut eingegangen. 
Ich nehme an, daß meine Berufung zum Berater der SPD-Ko •• ission 
fOr den wirtschaftspolitischen L~itantrag daMit ztisa •• enhlngt, daß 
ich aft diesem Vorschlag vor Ober fOnf Jahren beteiligt war. 

Soviel zu den einzelnen Vorstel1~ngen des wirtschaft. politischen 
Leit8~t~ags~ Ic~ möchte das Konzept 10 zusa •• jnfassen: Die zentralen 
IhtruMente sind stiwohl angebot8- als auch nachfragepolitischer Natur. 
Inwi~w.it · .ie greifeni.uB i. einzelnen diskutie~t werden. Aus Mai-
ner Sicht Markieren dies. aeschIO •• e von MOnster schon einen weiteren 
Schr~tt der SPO in Richtung einer Anerkennung Marktwirtschaftlicher 
·Erfor4etfti~.e~ Wie -ich eingengs erliutert .habe, hatte es die SPD ~us 
ihrer Eht.t.hung.geschi~hte nicht ganz leicht, einendersrtigen 
Schritt tu volltiehen. Füru .. so bed.hitender halte ich el, daß sie 
ihnzuainde.t 8~f der Eb."e :der Progra •• atik getan hat;; Ich will nun 
an die*e~ St~lla .bbre~h.n, 6. Frau Mert~ein die Gelegenheit zur 

' ih~e~ KO ••• ntaren %~ geben. 

Anm. des Hrsg.: 
Der Beitrag von Frau Dr .. Merklein lag bei Redaktlonsschluß nicht vor. 
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Antwort auf das Votum von Frau Dr. Merklein 

Ich möchte zu einigen Punkten von Frau Merklein Stellung neh.en~ 
Kurz zu der Frage der wirtsch~f~.politisch.n Ko~p.t.nz der SPD in 
historischer Perspektive: Ich ~ab~ die Zeit der 20er Jahre deswe-
gen ~ewußt herausgelassen, weil damals die SPD zwar.it Hilferding 
einen· fähigen . FinanzQtinister in der Reichsregierung gestellt hat; 
aber der theoretische Stand der wirtschaftspolitischen Diskussionen 
ist doch recht wenig entwickelt gewesen. Das können Sie z.B. an der 
damals gefOhrten cund durchaus inter~ssanten · Diskus.iori u. Wirtschafts­
demokratie innerhelbdls ADGBun~ der SPD . sehen: no~t wird zuviel 
Gewicht auf die , ~us8.mensetzun.g . irgendwelcher Gre.ien gelegt uQd der 
Frege zuwenig Beachtung gesc~enkt, wie diese wirtschaftsda.okra­
tische Ordn~ng in der ,Realität funktionieren soll. 

Als Datum fOr den allmählichen Verlo~td8r wirtschaftspqlitischen 
Kompetenz in den Augen der Öffentlichkeit habe ich bewußt nicht .das 
Jahr des , Regierungswechsels ,198,2, sonder;n' bereits 1972gewihlt . .. Da. 
het nä~lich genau mit dem The.ma von Frau "_rklein zu tun , ,und" wo 
ich ihr auch bi,s zu eine. g~wi.senGr.de r8.~ht geben IDUß: lIit dem 
Obergang von den keynesianischen ,Bedingungen .iner , W~rt.~ha~tspoli­

tik zu den nicht-keynesianischen ' Bedingungen. Dieser Wechsel setzt 
meiner Meinung nach ein im Winter 1973/74 mit der' ersten OPEC-Krise. 
(Zustimmung von Frau Merklein). Daß man die grundsätzlich veränderten 
Bedingungen damals nicht richtig erkannt hat, ist nicht der SPD allein 
anzulasten. Tatsächlich fand da.als sozusagen ein Wohlfahrt.trensfer 
von den Verbrauchern in den Induatri~ländern zu den erdölexportieren­
den ländern statt. Man hat iunichst die . daraus entstehenden Probleme, 
insbesondere das Anlte1gen der A~ltslosigkeitt mitkeyn •• ianischen 
Rezepten bekämpft, _bar das konnte nicht geliogen. weil e.ben die ' von 
Keynes vorausgesetzten Bedingungen nicht vorlägen. So sehr ich auch 
sonst meine eigene Partei kritisi~re, muß i~h ~ie wirklich in Schutz 
Mehmen insofern, als das zunächst eigentlich niemand richtig gesehen 
hat. 

Die Kritik an der traditionellen ,Fiskalpolitik begann, wenn ich mich 
recht entsinne, erst Mitte der 70er Jahre, als Man zu erkennen begann, 
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daß diflse Politik nur zur Stagnation f,ü~ren würde. Das zeigte na­
türlich auch, daß es in de,.r FOlg,e von OPEC I keine keynesianischen 

, Vor~ussetzungen einer WirtschaftspOlitik mehr gegeben hat. Aus die­
sem Grunde habe ich also d~n Schnitt in die Jahre 1972 oder 1973 
gei~gt ~ is hat also nich~ nur mit dem Weggang vo~ Schil~er und Möller 
a~s de~ ' aund~s~~gi~rung zu tun, sondern vor allem mit einer Verände­
ru~g ' oder' objek:tivenSituat.i 'on. Zusammenfa~send;' 'Die Giobalsteu'erung 
der i8hre '{~65166 ' w'~ :~ 'ein dur~haus brauchbare"s 'iconzep't, aber es war 
für die spätere, Situation nicht mehr angemessen. Daß man sie gleich­
wohl anwandte, wurde damals zunächst allgemein u~t.rstützt, selbst .. . . :. ;. . . 

von so )upenreine~ Mar~twirtschaftlern wie dem heutigen Staat~sekre-
tär im .irtschaftsministerium Otto Schlecht. Daß man diese Situation 
zunächst falsch eingeschätzt hat, geschah seitens aller Parteien, 
'nicht' nur der SPD. 

NatOrlich stellt sich hier die grundsätzliche Frage: Was tun wir 
wirtschaft8P'0),iti8ch, wenn e"s zu so erheblichen Irensfera von ' Wohl­
fahrt zwischen versc'hiedenen Ländern' 'kollmt? Wie verhalten wir, uns 
gegenüber ri,esigen Verschiebungen im Wohlstan'dsniveau verachiedene'r 
Nationen?" In ; den l~tzten Jahrzehnten " ist klargeworden • deß da." viel­
gerühMte deljt!'8'ch~~ir.'~schaftswunder 'nicht nur aus d~n positiven An.­
reizwirkungeh eine~ i k~rktwirt8chaft, sondern au~h ; au~ jwei bedenkli- , 
cheren Obellen fi~~nziert wer, und ~war s~h~n zu den ieiten von Ludwig 

~ .' ~ ~ , ~ 

Erhard, nämlfchein~~1 aus einem ExportOberschu8, ~.~ d"urch ei~en zu 

niedrig ~ixierten Wechselkurs der DM gestütz~ war- eine aus der Sicht 
der Wohlfehrtstheorie durchaus bed~~kliche - Entwicklung. Insofern geht 

'. ~ ' 

ein Teil unserer he"uti,gen wirtsc:haftspolitischet;l Probleme bereits 
auf das Konto der alten COU-Zeiten vor 1966; ich denke, wir sind uns 
da einig. Oie zweite bedenkliche Quelle, jedenfalls aus meiner Sicht, 
ist ,' tJi~ F~~anzierung des Wirtschaftswachstums durch einen zu nie'dri-" 
gen En~rgie~~il~. ins~esond.~e bis 1973/74 einen ~u"niedrig.n Erdöl­
"preis. :D'ansc"tl gelang es ~nfolge einer speziellen Bedingungskonstel­
Ist ion In den ' OPEC~Lindern, d~n Preis für einen ganz wichtigen pri­
mir~h, wohlfahrtsbestiMmenden Input, eben ~as Erdöl, drastisch zu 
erhOhe"". ' Min muB ' sich ' hier klarmachen , daß ' man bis Mitte der 70er 
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Jahre eine deutliche K,orrelation feststellen konnte - einfacher aus­

gedrückt: "einen 's:t;atis'tischen ' Zu~.ammenh~ng - zwischen den Pro-Kopf­

Einkommen und dem Eriergi-ever'brau,ch pro Kopf,' und zwar ,nicht. nur ir:' 

der Bunde~republik ~~ son,dern in praktisc~ a'llen westlichen Industrle­
lindern. D~~ der " Energ{ev~rbrauch in den östlichen Lindern auch hoch 
war., darüb~.r' will i:ph Jetzt nicht wai te,r aprechen; : a '~f jeden F~"ll 
hat das mit der Y"erschwendung ~~ sol.chen P{anwirtsch8ft,~systePlen .' zu 

tun. 
Zu.ammenfass~nd ~öchte ich sagen, daß da~ wirkliche Problem d~r Wi~t-
schaftspolitik , d 'er SPo~' die 'damals . ' wirtschaf~~p~li tische' Verant~ortung 
getragen hat, darin bestand, daß 'sie estens d~eVerlln~ng c:ter ' Bedln-

gungen, ins'besondere durch OPEC Iff973/74) und später OPEC 11 (197'8/ 

7,9), nicht erkannt 'hat und daß sie zweitent!$ au'eh "keine 'angemessenen 

Vorstellungen über eine veränderte Wirtschaf~spoii ti" hatte. A,uf 

Wohlstandstransfers eine~ derartigen Größenordnun~ wa~ sie nicht vor­
bereitet. Die "Frage ist ,obesdieCDUgew8sen 'wäre. S'O%:{-*~p'Oli ti~·ch 
e~~~~ ~ich dabei auch das P~riblem~ w~r ~ie Kosten ~ie~~~~~hlfah~ts­
transfers tragen so,llt"e. Diese . Frage ist n'~türlic"h für die 'Spo 'aus 
hist'orisc;hen 'Gründen pol"itisch' sehr schw'ierig gewesen .Sollt~ sie 

sagen: die erford'erlichen Anpassungs lasten soll de':tArbeitlma~kt tra­

gen? Oas war' j a .natürlich d "~ '~all die liberale ' E~pfehlung, . aber eine 

Empfehlung, 9'8gen die ' man 'eine Reihe v~n einwendungen erheben sollte. 
Man kann nicht " er'wartert' ~ : "'d'ai~ ein" " M;~:~kt a11ei'n -derÄrbei ts~arkt -

alle Anpas~ung~iasteri aus einer grü':ufs,itzlichen Verschiebung der pri­
"tnären tnpUt'pre'is:e tI'-a'gen"' soll; n~;ch " ~~nige~ k'~ 'nn ~an erwarten ~ daß 

eine Partei wiedi~ SPDeine soich<e Pdil tfk " durchsetzen kann. Das 
istefn Punkt" ~ den wir viellefehl ' in " dar Di~ku. '~ion noch ein.al auf­

greifen können. 

Natürlich ist klar, daß damals auch der Ar~eitam~rkt aeinen Beitr,g 

hitt~ leisten ~ollen. Ich bezweifle alierd~n9" ~b dieser M~rki al~ 
lein f .ür alle Fehlentwl.cklungen ~erantwortlich gellacht werden kann, 

wie dies gern aus liberaler Perspektiva geschi~ht. Aufgrund der h~­

storischen Yerbindu~9 mit den Gewerksch.fien, 8U~ die Frau Merklein 

hingewiesen ~at, befand, sich natürlich vQr ~llem " die SP~ in einer 
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schwierigen Lage; fOr dieses Proble. sehe ich auch keine grundlegen­
de Lösung. Selbstverständlich ist unter allen Wirtschafts fachleuten 
unbestritten. d.ß es einen Zusamllenhang geben .u8 zwischen deM Preis . 
fOr verschiedene Arten vori Arbeit und dem Umfang der Beschäftigung. 
In- dieser Hinsicht unters.cheidet sich Arbeit nicht von anderen 
Faktoren. Aber icb kan~.~ch nicht auf die liberale Position zu­
rQckziehen. derzufolge Arb~it eine Ware wie jede andere ist. Hier 
geht ea auch u. das Problem der lIenschengerechtenGestaltung der 
Arbeit. und inder Betpnung dieses Punktes lIögen Sie lIeine sozial­
de~okretische Grundeins~ellung erken~en. Nochmals: Ich halte die 
libere1.eAn.ly •• , derzu,folge alle Fehle~twicklungttn de. Faktor Ar­
beit ' 2u2u.c~reib.n sind, fOr sachlich unrichtig, und ich denke 
auch. ~a' die ••• inseitige- Schuldzuweisung nicht zUII · 80zialen Frie­
den beigetragen hat . . 

Fretr:thrklein' hat v6l1ig ' recht. wenn sie sagt. daß Arbei t8zei tver­
kGtzu-ng .-in, defen.ive~ Konzept ist. Da. heißt aber nicht, daß die­
setf, Konzcept schlecht ist. Es bedeutet nur. daß wir über Arbeits­
,z'elt~ertüt"zung.h · nicht , das ganze ProbleM der Arbeitslosigkeit ' 
~er~en lösen tönnen. Etn einfaches wohlfahrtstheoretisches' Argu-
118nt>,tenn verdeutlich'en. " varu. ArbeitszeitverkOrzur:-g durchaus sinn­
vofF ,ist: Ea ·i r8t offe~kundig. deß wir in unsere. Sy.te. der 80zia­
len Marktwirtschaft, das ja auch Frau Merklein nicht grundlegend 
in , Fr.g. · .t.llen~ will. gegen~irtig das Probi •• der Arbeitslosig­
keit so lös8n, daß die Arbe~tspl.tzbe.;i.tzer den Unterhalt fOr die 

Arbeitslose", indirekt übe'r das Sozlai leistungssystem , das seiner­
seit •• us s,t.-8uern gespeis~ , wir~. finanzieren müssen. Arbeitslosig­
keit _.litt ! si~h wohlf.hrtsthe~retisch als Zustand auffassen. in de. 
es M.ns.cb.n ~ rYefwehr.t , ist. a.elbst durch eigene Leistung zur Erstel­
lung • .. ~ne. Sozialpr~dukts be~zutrageo, aU8 de. sie 5chlie8lich ja 
denn doc~ als Arb.it.los~ O~.r das Sozialleistungssystem versorgt 
we.rden inü.s.n. ~beitszeitverkOrzung' kann in dieseIl Sinne einen 
sehr . 8i,rit;lvol:len. :" solidarischen Ausgleich von Ober- und Unterbe­
aehl-f1=-igu99 z~.~.chen: :ver.chi,denen Gruppen darstellen. Dies ist 
auet\ .. inwic~ti9.r Beitrag ill Sinne dessen, was Frau Merkleinan-
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geführt hat: im Sinne menschlicher Sel~stachtung. Es ist sinnvoll, 
leute in Arbeit und Btot zu bringen, es ihnen "zu erMöglichen, zu 
ihrem lebensunterhalt selbst beizutragen, da sie ja andernfalls von 
den Arbeitsplatzbesitzern, wie dargelegt, indirekt finanziert wer- . 
den müßten. Dies geschähe eben dann über höhera Steuerrr und Abgaben. 
Deshalb ist Arbeitszei~verkürzung ein durchaus brauchbares Instro­
ment, wenn auch kein Allheilmittel~ . Natürli~h stellt sich bei Ar­
beitszeitverkürzung die Frage nach den Kostenbelastungen; die Vor­
schläge vo~ lafontaine und ~nderen, darauf habe ich bereite hinge­
wiesen, laufen ja letztlich d~rauf hinaus, die Koeten von Atbeits­
zeitverkürzungen durch verbesserte Maschinennutzungazeiten und· da­
mit günatigere Kostenbedingungen aufzufangen. Arbeitaze~tverkür­
zung kann natürlich nur einen positiven Beitrag leisten, wenn sie 
~nsg~samt die Kosten nicht erhöht; anderenfalls gibt ea Anreite 
zum Ersatz menschlicher Arbeit durch Maschinen und Energie. Würde 
ArbeitsieitverkGrzung mi~ vollem lohnausgleich ohne Entlastung deT 
Unternehmen an and~rer Stelle durchgeführt, dann würde - d&8ind wir 
uns einig - der Gewinn aus einer ', Rationierung, der Arb~it8zei t wiader 
durch die Verdrängung von Arbeit durch Nichtarbeitsinputs verloren~ 
gehen. Aber deswegen denke ich. daß Oberlegungen ' dar.ijber. " wie lDan 
eine ArbeitszeitverkOrzung kostenneutral ~acht, ' durc~aus sinnvoll 
sind; insofern muß ich Oskar lafontaine ~ustilDlDen. 

Es ist ganz klar, daß die Frage des Prei.e~ von Arbeit gestellt und 
beantwortet werden m08. Nur denke ich, diese Frage hat nichts mit 
SPD und nichts mit FDP und auch nichts ·lItit ·CDU oder sonst einer Re­
gierung zu tun, sondern einfach damit, da8 wir a~s gute~ Grunde 
nicht durch staatliche Wirtschaftspolitik die Preise füt Fattoren 
fixieren, also auch nicht deri für dan- Faktor Arbeit~ _ D8S ist ja 
auch ein demokratischer Grundk~nsens. Ich d~nke, wir beide sind uns 
wohl darin einig, daß diese Frage letztlich allein durch die Tarif­
parteien entschieden werden kann. Was Politik und Wissenschaft tun 
können, ist nur dies, daß die Tarifpartner auch auf ihre beschäfti­
gungspoli tische Verantwortung hingewiesen werden. Aber hier öe:rSPD 
eine Sonderschuld zuzuweisen, halte ich für unsinnig, da sie e~en 
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überhaupt keine Arbeitsmarktpartei ist ~ so wenig wie die CDU oder 
die FDP. Daß die SPD größere Schwierigkeiten hat als die FDP oder Unlon~ 

über das Spreizen der Löhne zu sprechen oder Uber die Möglichkeit von 

lohnsenkungen oder geringere lohn~teigeru~g~n, das ist historisch 
verständlich, hat aber eigentlich wenig mit un~erer Frage der wirt­
schaftsp~litis~hen Kompetenz zu tun. 

Um es zusammenzufassen: Programmatische Erklärungen von Parteien sind 
nicht entscheidend für das, was auf dem Arbeitsmarkt durch die Tarif­
parteien vereinbart wird. In.ofern sehe ich ,zwar das Problem, hal­
te 8S ,aber für keine eigentliche Frege der Wi~tsch~ftspol~tik. Die 
SPD hat nicht die Arbeitslosigk~it dadurch verschuldet, daß sie 
nicht ~o l~ut wie andere sagt, daß löhne auch einen ~in(luß auf 
die Beschäf1;igung haben. Hier handelt es s, i~h dann eher um eine 
symbo~ischa Dis~~asiQn. Und ich als Wi~sensch,ftler ha~e , natürlich 

kein~ ; S~hw,erigk~it, rauch öffentlich ~arauf hinzuweise~, daß die 
Höhe ~~r LÖhn, neben ~nderen Fakt~r~" ~ine~ Einfluß auf den Be­
sc~iftt9un~~umf~ng hat. 
Nun sagen "Si-., natür).ich zu Recht: Es gibt ja nicht nur Lohnkosten , 
sonder~ ' es ~ib't' e ,b:~n auc,h Kostenäquivalent~ für arb~itsre~ht'li'chen ' 
Schutz. Oa~u möchte ich zweierlei feststellen: ~rstens einm8~ ist 
natürl,~~h "in der Marktwir·tschaft nichts umsonst, au'ch nicht der von 

( . . .. ' . .~_: " ' , " . ~ ~ . ' . 

uns~C?Ji~i~c,h gew~~.~te Schutz menschlicher Arbei~skraft. Dieser 
Schutz 1I:~nschlic;he~, Ar,beitskraft .auch d~rch Gesetze ,i·s.tdemokra­
tischer ~~~~dkonsen~ ~n unser~~ Lande. Die Fr~ge iaute~ ala~ ~iCht: 
sollen w~rdi~ menschliche Arbeitskraft schützen. sondern: finden 
wir Weg" ~en ~~hutz men$chlich~r Arbeitskra~t in einer Weise durch~ 
zuführ.en ., daß die d'araus entstehenden Koste~ für den einzelnen und 

- ~' . . . . . , ~ 

für die Gesellschaft insgesamt möglichst ni~drig sind. Natürlich ist 
auch ~i.r der _G •• e\~geber im Obligo;~ur hat 1972. als das Betriebs­
verf~ssun~sgesetz ver.bschiedet ~ur~e. k~in Mensch daran gedacht. daß 

" .. - ' . "\ . 

es zU .d$n yon Ihnen e~w~hn~en Extremfällen beim Sozialpl~n kommen 
wQrde. ~ Nun~~t d~~ Praxis ~ar8us je auch gele~nt, und solche Extrem­
fäll'finden si~~ heute nicht mehr. Die Beis~i~le, auf ~ie Sie sich ' 

bezi~hen. fanden Ende de~ 70e~1 Anf~ng der ' 80er , Jah,re s~att; im 
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Augenblick sehe i~h keine derartige~ Extremfälle. 

Sie haben generelld~s Feld der industriellen Beziehungen in Ihrer 
Repl~k angesprochen. Daz~ möchte ich riur folgendes lageri: N~tür­
lich ist der Schutz .~nschlicher A~b~it~~reft, ~ie wir ihn ~a a~~~ 
gesellschaftlich und politisch woll~n, nicht kostenlos; Ich bin ' 
der letzte, der dagegen 'wir. zu freg,~!n : Gibt "ei ~iCht beasere " For­

meh ' ~ls d~e g~genwätti9 ~raktitierten?Woge9.n ich ~ich wehre, ~kd 

das 'hi'ngt eindeut~g mit lIeiner norm'ativen Grundorieritiarungzusa.­

lien, ~~nd fe~tsteilung~n wie diejenigen, die ich jet~t wieder~ei 

der J~hr.e8tag~,rig des V'ereins für Socialpolitik in Fre:lburg von. ex,;" 
tremen "liberalen gehört habe: Nach deren Auffassung 1st der Arbei ts­

markt ein ~~ni ' ~ewöhriiicher M~rktwi$ jed~r andere, wie ~in Markt 
"1 " _ < • 

für Kartoffeln,' llliiglichat ,ohne jeden Schutz menschlicher Arbei,ts-
kraft. Daß eine derartigePosi:tion in der Praxis den 80tialen 'Frie­
den stören ' würde , "behaupten n'icht' 'nur die JGewetkschaften , ,' sondern ' j ' , 

das sehen ,die Arbeitgeber im Prinzip geneuso • Ic'h hafte .8 ffJr sehr ' 
viel,s1r,""~oller! , der' Frage' nacHzugehen ,ob esraichtangeilesssnere 

und auch ~erechter.~ ' Fo 'rriendes:' Sc~utz8s 1D,~nschiieh.r A'r 'beitskraft 

geben könnte als gegenwärtig '. Aber gerade dfeser Sozialpla'nexzeB, 
über den Sie. gesl'rochen ,haben, ist ,'schon eh.'zo" Historie. Auf der 
anderen 'Se,itemu8 lIan s!then: ~. ' gibt , , '.;'atürlich.,uchpositi~e Sei­

träge d'es Arbeitsschutzes in For. von 'verJli'nderten Konfliktkosten . 
Diese Kos,ten muß lIa'n 'aUch b~ieiner 'ökon;o .. ischen Betra'chturt'g de. 

von ultra:liberaler' Seite ge'fo~'derten ·Ai-~eit •• erkt-Wtld 'Weat"gj .;,; ' 

genOberstellen : Es ist ni~ht 'ganz, otine 'Grun'CJ, ' '.'da8das deutsche 

System der Sozialbetiehungen 'inteinati~~;ilj'durch8,u~ ,nicht ohn~ " 
Anerkennung betrachtetw1rd, obwohl es '~'at 'ürlich 
auch seine Kosten und K'ostenäquivalente h,at '.r'cih .. .. öchte jettt 

~icht darauf eingehen', ' was Frau ' Merklein über die Kapitalanlagen 
in den USA gesagt, hat, denn dannllü8te liIan ' s;el1r ausführlich auf die 

Haus~8its~erschuldung und die Zin~politik in d~nver~inigt8n C Stj~t~h 
eingehen. Das wi'll ich jetzt nicht tun " SOndern li.eber .ehr Zeit ' 
für ~ie 81Ige.ei~e Di.kus~ion geben. 


